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Das waren noch schöne Zeiten, als der 
Kalte Krieg tobte. Wer damals die Men-
schenrechte verletzte stand von vorn-
herein fest. Wohl gab sich Amnesty Inter-
national Mühe jeden Monat einen poli-
tischen Gefangenen aus dem Ostblock, 
einen aus dem Westen und einen aus 
der Dritten Welt zum Gefangenen des 
Monats zu küren, doch die Rechts-
presse kannte solche Nuancen nicht. 
Im Westen gab es Freiheit, im Osten 
Unterdrückung. Und wenn einer die 
Frechheit hatte, auf Menschenrechts-
verletzungen im Westen, etwa bei Alli-
ierten der USA wie Chile, Argentinien, 
Brasilien, Iran, Saudiarabien, Südafrika 
und wie sie alle hießen, hinzuweisen, 
wurde er schnell eines Besseren belehrt: 
Als Kryptomarxist und Steigbügelhal-
ter des Kommunismus wurde er in 
der Rechtspresse beschimpft und damit 
war der Angriff auf die eigene pseudo-
weiße Weste abgewehrt. Die forum-
Redaktion von damals weiß ein Lied 
davon zu singen.

Heute ist das alles viel komplizierter 
geworden. Heute zweifelt selbst das 
Luxemburger Wort an der Rechtsstaat-
lichkeit des amerikanischen Vorgehens 
im Irak und im Umgang mit den Gefan-
genen von Guantànamo Bay und wirft 
der CSV-DP-Regierung vor, den Ord-
nungsstaat zu wollen und die von der 
Zivilgesellschaft vertretenen Werte wie 
Solidarität mit Flüchtlingen, Gerechtig-
keit für die Zukurzgekommenen, glei-
ches Recht auch für Minderheiten zu 
missachten.

Um sich dann doch den Anstrich 
einer freiheitsliebenden Demokratie zu 
geben, versprach die Regierung bei der 

Abschlussfeier des europäischen Anti-
rassismusjahres am 15. Dezember 1997, 
eine beratende Menschenrechtskom-
mission zu schaffen. Es dauerte bis zum 
26. Mai 2000, bis ein Dekret der Regie-
rung (Règlement du gouvernement en 
conseil) die Kommission aus der Taufe 
hob und direkt an den Premierminister 
anband. Er ist ja in erster Linie für 
das Image der Regierung und des Lan-
des zuständig. Und unabhängig soll 

sie sein, die Kommission. Zum Prä-
sidenten wurde der integere Nic Klec-
ker berufen, Mitglieder wurden 21 wei-
tere unbescholtene, für ihr gesellschaft-
liches Engagement und ihre Fachkom-
petenz bekannte Bürger.

Und die Kommission setzte sich an die 
Arbeit, gab - meistens auf Eigeninitia-
tive - eine Reihe Gutachten ab, etwa 
zur Europäischen Charta der Grund-
rechte (2000), zum Datenschutzgesetz 
(2001), zur Menschenrechtserziehung 
(2001), zum Gesetz zur Förderung der 
Kinderrechte (2002) oder zur Luxem-
burger Abschiebepolitik (2003), alles 
kritische Texte, die aber niemandem 
weh taten. Die Betroffenen gingen 
jedenfalls schnell zur Tagesordnung 
über, denn je weniger davon gespro-
chen wurde, desto ruhiger konnten sie 
ihre Politik weiterbetreiben, ohne sich 

von derartigen Gutachten stören zu las-
sen.

Und dann beschloss die Kommission 
am 7. Juli 2003, so wie das Dekret vom 
26. Mai 2000 ihr das Recht dazu gab, 
sich mit den Hausdurchsuchungen zu 
beschäftigen, die am 31. März 2003 von 
der Polizei auf Befehl des Staatsanwalts 
bei etlichen Familien islamischer Reli-
gionszugehörigkeit durchgeführt wor-
den waren. Die Presse hatte uni sono 
über den brutalen Charakter der Aktion 
berichtet und die Betroffenen hatte sich 
alle über ungerechtfertigte Gewaltan-
wendungen und schwerwiegende Men-
schenrechtsverletzungen (Handschel-
len für Minderjährige und schwangere 
Frauen, Trinkverbot während über vier 
Stunden, Stillverbot während zwei 
Stunden für ein Baby, Rückenverlet-
zung eines 11-Jährigen mittels Maschi-
nengewehr, Hausdurchsuchung ohne 
den entsprechenden Befehl vorzuzei-
gen und als Polizei erkennbar zu sein 
usw. usw., vom psychischen Terror gar 
nicht reden) bis hin zur Ausweisung 
von zwei Tunesiern in ihr Heimatland, 
wo sie gefoltert wurden.

Die Menschenrechtskommission wollte 
beide Seiten hören, Regierung (und 
Polizei) verweigerte aber jede Informa-
tion für die von ihr selbst eingesetzte 
Kommission. Der Schlussbericht mus-
ste entsprechend negativ für die an 
der Aktion beteiligten Instanzen ausfal-
len, obschon die Kommission die Not-
wendigkeit der Inquisitionen als solche 
überhaupt nicht in Frage stellte, son-
dern nur die Unverhältnismäßigkeit der 
Mittel. Hier liegt der erste Skandal – 
abgesehen von der ungerechtfertigten 
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Gewalt bei den Perquisitionen selbst: 
Wie kann eine Regierung einer von 
ihr selbst eingesetzten Kommission die 
Mitarbeit verweigern? Offensichtlich 
hatte die Kommission nicht verstan-
den, dass sie nur als Alibi gedacht war.

Diesmal konnte die Regierung den 
Bericht nicht schnell in einer Schublade 
verschwinden lassen, denn die Haus-
durchsuchungen hatten die Öffentlich-
keit schon im Frühjahr aufgewühlt. 
Also antworteten CSV-Justizminister, 
CSV-Innenminister und Polizeidirek-
tion flugs mit einer Pressemitteilung. 
Und die blies sofort zur Gegenoffen-
sive. Die Kommission habe einseitig 
recherchiert. Dass die andere Seite jede 
Mitarbeit verweigert hatte, wurde mit 
dem Vorwand der Gewaltentrennung 
zu entschuldigen versucht: ‚Man’ wolle 
nicht in schwebende Gerichtsverfah-
ren eingreifen und verschiedene Infor-
mationen unterlägen der Geheimhal-
tung (die in keinem Gesetz vorgesehen 
ist und zu den klassischen Mitteln der 
Diktatur gehört) bzw. dem Untersu-
chungsgeheimnis. Doch die Kommis-
sion hatte sich weder mit den gericht-
lich zu klärenden Vorwürfen an die 
gesuchten Tunesier noch mit dem abge-
schlossenen Asylverfahren befasst. Da 

sie selbst weder Gerichtsinstanz noch 
Regierungsorgan ist, hat die Kommis-
sion nichts mit schwebenden Gerichts-
verfahren zu tun, belehrte eine Woche 
später der Kommissionspräsident den 
Verfassungsrechtler auf dem Sessel des 
Justizministers.

Weiter unterstellte die Regierung, einer 

der Autoren sei befangen, da Rechtsan-
walt eines der Angeklagten, doch auch 
der Vorwand war erlogen, denn der 
Betroffene hatte sich aus genau dem 
Grund aus der Unterkommission abge-
meldet.

Der Vorwurf, die Tunesier den Folter-
methoden der tunesischen Polizei aus-
geliefert zu haben, wurde als unbe-
wiesene Behauptung abgetan, obschon 
die Kommission für einen der beiden 
entsprechende Zeugenaussagen seiner 
Anwältin in Tunis zitiert, die u. a. des-
wegen in den Hungerstreik trat. Doch 
die beiden Minister sind ja nicht ver-
pflichtet den Behauptungen der von 
ihnen eingesetzten ehrenwerten Bürger 
Glauben zu schenken. Hungerstreiks 
gelten ihr als Affentheater und dass 
Amnesty International Tunesien seit Jahr-
zehnten der systematischen Menschen-
rechtsverletzungen bezichtigt, macht 
die Befürchtungen der Kommission 
wohl auch nicht glaubhafter.

Schließlich verwahrten sich die beiden 
Regierungsmitglieder gegen den Vor-
wurf der Verletzung internationalen 
Rechts. Die Ausweisung in ein Land, das 
erwiesenermaßen foltert, stellt nämlich 
einen Verstoß dar gegen die Konven-
tion der Vereinten Nationen gegen die 
Folter von 1984, gegen die Europäische 
Konvention zum Schutz der Menschen-
rechte, ja sogar gegen das Luxemburger 
Ausländergesetz von 1972, das aus-
drücklich festhält, dass illegale Ein-
wanderer nicht in ein Land abgescho-
ben werden dürfen, in dem ein Risiko 
für ihre Freiheit und Unversehrtheit 
besteht. 

Doch das ficht die beiden Minister nicht 
an: „Il est également formellement con-
testé que le refoulement des deux citoy-
ens tunisiens, se trouvant en situation 
irrégulière au pays, ait été fait en viola-
tion du droit national et international 
applicable,“ schreiben sie in der Presse-
mitteilung. Da in Luxemburg ja keine 
Gewaltentrennung besteht, dürfen sie 
selbst sich bescheinigen, dass die Regie-
rung kein Gesetz verletzt hat. Das ist 
zumindest der dritte Skandal in dieser 
Sache.

Und sie behaupten, die Ausweisung sei 
rechtens gewesen, da ihr Asylverfah-
ren negativ abgeschlossen gewesen sei 
und sie im Interesse der Staatssicher-
heit abgeschoben worden seien. Eine 
derartige Ausnahme sieht aber die Kon-
vention gegen die Folter nicht vor.

Es mag sein, dass bei der Ratifizierung 
von Menschenrechtskonventionen die 
meisten Abgeordneten ohne lange Dis-

Herr Minister, 
 wir nehmen Ihnen die Tränen 

nicht (mehr) ab und Mitleid 
empfinden wir auch keins für 

diese Regierung, weder nach den 
stichhaltigen Vorwürfen der von 

Ihnen eingesetzten 
Menschenrechtskommission,  

noch am kommenden 14. Juni!
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kussion zustimmten. In Luxemburg 
war man doch weit weg von Folterme-
thoden und Menschenrechtsverletzun-
gen. Das ist heute leider nicht mehr 
so sicher. Die in Luxemburg zu verhin-
dern, war auch nie der Zweck der dies-
bezüglichen Konventionen, denn eine 
Regierung, die Menschenrechte verlet-
zen will, schert sich nicht um inter-
nationale Konventionen. Aber zumin-
dest sollten Angehörige jener Staaten 
in den Ländern, die die Konventionen 
ratifiziert haben, geschützt sein. Dazu 
sind die Konventionen da. Deutschland 
schiebt aus dem Grund z. B. keine Kur-
den in die Türkei ab, auch wenn sie sich 
straffällig gemacht haben. Doch auf 
Luxemburg zeigt niemand so schnell 
mit dem Zeigefinger.

Dafür lächelt ja die DP-Außenministe-
rin in jede Kamera, die es auf der 
Welt gibt, und ihr Kollege im Ministe-
rium für humanitäre Angelegenheiten 
verschwand lieber mal in Afrika oder 
Asien. Die Gelegenheit, ihr angeblich 
liberales Profil zu zeigen, hat ihre Par-
tei auch in dieser Sache verpasst. Wie 
man die peinliche Berichterstattung im 
nächsten Jahrbuch von Amnesty Inter-
national wegkommentieren will, dürfen 
sie sich jetzt schon überlegen.

Und schließlich haben wir noch einen 
Premierminister, der zwar keine Wei-
sungsbefugnis gegenüber Justiz- und 
Innenminister hat, der aber für das 
Image des Landes und seiner Regie-
rung zuständig ist. Und der darf dann 

eine Woche später im weihnachtlichen 
woxx-Interview (Nr. 725) um Mitleid 
bitten: „Ich habe schon einmal erklärt, 
dass ich mich in der Flüchtlingsfrage 
nicht in Harmonie mit mir selbst 
bewege. ... Ich habe eine spontane Sym-
pathie für die Kräfte in unserer Gesell-
schaft, die sich für Flüchtlinge einset-
zen. ... Die Regierung muss damit leben 
können, dass sie kritisiert wird ... Das 
ist nun mal so in der Demokratie.“ 

Herr Minister, wir nehmen Ihnen die 
Tränen nicht (mehr) ab und Mitleid 
empfinden wir auch keins für diese 
Regierung, weder nach den stichhal-
tigen Vorwürfen der von Ihnen ein-
gesetzten Menschenrechtskommission, 
noch am kommenden 14. Juni!

Editorial

Immi/x/gration
Le professionnalisme tant vanté
Les perquisitions du 31 mars 2003 dans les milieux “islamistes” n’ont abouti à aucune inculpation, mais à l’expulsion d’une 
famille vers la Tunisie. Cette expulsion s’est faite malgré les interventions incisives des avocats, rendant le gouvernement attentif 
aux risques de torture.
Expulsion il y eut, torture il y eut, “remords” du gouvernement il n’y eut point.
Avec le recul, je ne puis m’empêcher de relater ce dont j’étais témoin le 4 avril 2003. Ce jour-là, l’épouse du tunisien, enceinte, 
qui était restée dans la maison de Hamm, alors que le mari était en prison depuis le 31 mars, a été “enlevée” avec ses enfants, 
sans doute vers l’aéroport.
L’expulsion est donc imminente. J’avertis l’avocat et je vais à l’aéroport. J’y rencontre un jeune, barbu, copain du tunisien. Sur 
le trottoir des taxis, nous attendons l’arrivée de l’avocat. Quelque part dans l’enceinte de l’aéroport le départ se prépare. Pas le 
moindre “manifestant” dans les parages. Voilà qu’une voiture de police arrive en trombe, s’arrête sur la ligne “kiss and fly”, deux 
(jeunes) policiers en sortent, mitraillette et revolver au poing et se dirigent sans hésiter un instant vers mon accompagnateur, le 
poussant à l’intérieur de l’aérogare où, derrière la porte vitrée menant vers le contrôle des bagages, ils contrôlent ses papiers, font 
des appels téléphoniques. Après un quart d’heure, ils le relâchent.
En voyant de si près ces armes, j’étais sidéré : après quelques instants, je me suis repris et je lançais aux policiers que s’ils visaient 
les barbus, que j’en étais aussi, et qu’ils m’amènent donc aussi. J’ai fait état de cet incident à l’Inspection de la Police. L’affaire a 
été classée. Le contrôle du faciès s’installe.
Ici, je fais un lien avec “l’attaque” du Théâtre National, route de Longwy au mois de juin 2003. La pièce “Homebody Kaboul” 
comprenait des acteurs déguisés en taliban, Kalachnikov comprise. Un jour, pendant une répétition, une vingtaine de policiers 
cagoulés débarquent, accompagnés par l’hélicoptère de la police et prennent d’assaut le théâtre.
Pendant des pauses des acteurs talibans avaient sans doute attiré l’attention de voisins, appel à la police, professionnalisme oblige, 
on met en route les grands moyens...... 

Vous avez dit islamophobie?
Le Ministre du Budget permet au Ministre de la Justice de rejoindre le mainstream du CSV
En finançant le rapport des deux professeurs sur la double nationalité et la double citoyenneté, le Ministre du Budget fournit à son 
collègue de la Justice les arguments scientifiques lui permettant de ne plus s’opposer à la mise en pratique de ce concept. Ce virage 
est d’autant plus utile que le CSV s’est prononcé pour. Des deux adversaires de la double nationalité, à savoir l’ADR et le Ministre 
de la Justice, il n’en reste donc qu’un seul. Le contribuable ne peut s’empêcher de constater que les réponses attendues par le 
gouvernement et fournies par les experts existaient toutes auparavant. Elles ont été longuement évoquées lors des travaux du 
Conseil de l’Europe. Cette instance, réservée par rapport à la double nationalité du temps de la guerre froide, sans recommander 
la double nationalité, a créé le cadre pour la permettre sous forme d’une nouvelle convention. Ouverte à la signature depuis 1997, 
le Luxembourg a refusé à ce jour de la signer.
Le gouvernement a expliqué son opposition au concept de la double nationalité lors de la modification de la loi sur la nationalité 
opérée en 2001, en arguant que ce n’était pas prévu dans l’accord gouvernemental. J’ai cherché en vain dans ce programme une 
référence à la création d’une université au Luxembourg ...

Serge Kollwelter


